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Darum unterstützt die Schweiz den IWF-Beitritt Liechtensteins 
Regierungschef Daniel Risch erklärte an der Presseclub-Veranstaltung, welche Rolle die SNB bei den IWF-Beitrittsverhandlungen spielt. 

Vor zwei Wochen hat der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) 
einem Beitritt Liechtensteins 
grünes Licht gegeben. «Ob wir 
losfahren wollen, hat nun der 
Landtag zu entscheiden», sagte 
Regierungschef Daniel Risch zu 
Beginn der gestrigen Veranstal-
tung des Liechtensteiner Presse-
clubs (LPC). Mitte Mai werden 
die Landtagsabgeordneten da-
rüber befinden, ob Liechten -
stein als 191. Mitglied dem IWF 
beitreten soll. Die Regierung 
weibelt bereits seit längerer Zeit 
dafür, dass das Fürstentum Teil 
dieser UNO-Sonderorganisati-
on wird. Und vor dem Hinter-
grund des anstehenden Land-
tagsentscheids erläuterte Re-
gierungschef Risch im Rahmen 
der LPC-Veranstaltung, wie die 
bisherigen Beitrittsverhandlun-
gen verliefen, welche weiteren 
Schritte noch anstehen – und 
was für Vorteile eine IWF-Mit-
gliedschaft dem Land bieten 
würde. Dabei betonte der Re-
gierungschef auch, wie sehr 
Liechtenstein beim bisherigen 
Beitrittsprozess auf die Unter-
stützung der Schweiz zählte  
konnte. 

Aber warum hat das Nach-
barland ein Interesse daran, 
dass Liechtenstein dem IWF 
beitritt?  

Aus denselben Gründen, 
weshalb sich auch Liechten-
steins Regierung um eine Mit-
gliedschaft bemüht, wie Regie-

rungschef Daniel Risch gestern 
ausführte. 

«SNB hat uns geraten, wir 
sollen zum IWF gehen» 
Um dies genauer zu erklären, 
lohnt sich einen Blick auf das Be-
ben auf dem Schweizer Finanz-
platz vor rund einem Jahr zu-
rückzuwerfen: Per Notrecht ver-
ordnete der Bund im März 2023, 
dass die UBS die strauchelnde 
Credit Suisse übernimmt. Abge-
sichert wurde diese Fusion mit 
einer Milliarden-Liquiditätshilfe 
der Schweizer Nationalbank 
(SNB).  

Sollte sich nun aber eine 
Bankenkrise in Liechtenstein er-
eignen, würde die SNB nicht mit 
Liquiditätshilfen einspringen, 
denn die hiesigen Banken sind 
aus Sicht des Frankenraums 
nicht systemrelevant. Gleichzei-
tig könnte aber Liechtensteins 
Staatskasse eine Bankenrettung 
nicht alleine stemmen: Zu gross 
sind die Bilanzsummen der Fi-
nanzinstitute. Was also tun? 
«Die SNB hat uns geraten, wir 
sollen doch zum IWF gehen», 
sagte Risch. Denn der Wäh-
rungsfonds biete das, was Liech-
tenstein benötige: einen Kredit-
geber der letzten Instanz. Oder 
wie es Risch formulierte: «Wir 
erhalten eine Versicherung, dass 
uns jemand Geld gibt, wenn wir 
es kurzfristig benötigen.» Und 
mit einem Beitritt Liechten -
steins würde auch die Schweiz 

einen neuen, engen Partner im 
Währungsfonds erhalten. 

IWF-Quote würde bei SNB 
hinterlegt werden 
Aus diesen Überlegungen he-
raus habe die SNB Liechtenstein 
bei den bisherigen Beitrittsver-
handlungen «extrem unter-
stützt». Sollte sich der Landtag 
tatsächlich für die IWF-Mit-
gliedschaft entscheiden, wür de 
Liechtenstein seine sogenannte 

Quote bei der Schweizer Natio-
nalbank hinterlegen. 

Unter dieser Quote ist eine 
Art Anlage beim Währungs-
fonds zu verstehen, die Liech-
tenstein einbezahlen müsste. 
Die Höhe dieser Quote orien-
tiert sich an der wirtschaftlichen 
Bedeutung des jeweiligen Mit-
gliedslandes. Für Liechtenstein 
wurde sie bei rund 120 Mil lio -
nen Franken festgesetzt. Ein 
Vier tel davon – rund 30 Millio-

nen Franken – müsste effektiv 
hinterlegt werden. Auf diese 
Gelder könne das Land aber je-
derzeit wieder zurückgreifen. 
Die hinterlegten Gelder werfen 
auch Zinsen ab: Aktuell liegt der 
Zinssatz bei 4,1 Prozent.  

Die effektiven Kosten einer 
IWF-Mitgliedschaft belaufen 
sich gemäss Regierung auf etwa 
eine halbe Million Franken jähr-
lich. Hier handle es sich aber um 
rein administrative Kosten, die 

durch die Mitarbeit im Wäh-
rungsfonds entstehen. 

Angst vor «administrativem 
Monster» sei unbegründet 
Zum Schluss der Veranstaltung 
wurde in einer Fragerunde noch 
auf geäusserte Bedenken einge-
gangen. So war etwa zu hören, 
dass die Kosten von einer halben 
Million Franken nur der Anfang 
seien. In den nächsten Jahren 
werde der Aufwand weiter 
wach sen und es drohe ein «ad-
ministratives Monster». Dazu 
meinte Risch, dass für den IWF-
Beitritt nur zwei neue Stellen ge-
schaffen werden. Dass sich da-
raus eine Verwaltungsaufblä-
hung ergeben könnte, halte er 
für unwahrscheinlich. Eine an-
dere Sorge ist, dass man einem 
Club von hochverschuldeten 
Staaten beitritt und künftig für 
deren Finanzierung aufkommen 
müsse. Laut Risch ist diese 
Angst unbegründet: Es gebe kei-
ne Verpflichtung, verschuldeten 
Staaten unter die Arme zu grei-
fen. Letztlich wur de noch auf die 
harschen Sparprogramme ver-
wiesen, die der IWF verschulde-
ten Staaten auferlegt hat. Hierzu 
erklärte der Regierungschef, dass 
der IWF frühere Fehler einge-
räumt habe. Und Amtskollegen 
aus Griechenland und Island 
hätten ihm gesagt, dass sie die 
Rolle des IWF geschätzt hätten, 
als sich ihre Länder in der Krise 
befanden. (equ)

Daniel Risch führte aus, weshalb ein IWF-Beitritt für Liechtenstein von Vorteil ist. Bild: Nils Vollmar

Ansprüche an den Wald zurückschrauben 
Wie soll der Wald in Zukunft aussehen? Wie soll er bewirtschaftet werden? Welche Nutzen soll er erfüllen? Mit diesen Fragen setzt sich 
 die Liechtensteiner Waldstrategie 2030+ auseinander. Gestern wurden sie an einer öffentlichen Veranstaltung in Schaanwald diskutiert. 

Manuela Schädler 
 
Damit hatte selbst die Regie-
rungschef-Stellvertreterin nicht 
gerechnet: Die Bevölkerung 
folgte der Einladung der Regie-
rung zur Vorstellung der Wald-
strategie 2030+ in hoher Zahl. 
«Das ist ein seltener Anblick 
und zeigt, dass die Bedeutung 
des Waldes gross ist», sagte  
Sabine Monauni in dem zu die-
sem Thema passend dekorier-
ten Zuschg-Saal in Schaanwald.  

Der Wald hat in Liechten-
stein verschiedene Funktionen 
zu erfüllen. Er dient den Men-
schen als Erholung- und Frei-
zeitraum, er schützt die Infra-
struktur vor Rüfen sowie Lawi-
nen, er liefert Rohstoffe und ist 
Heimat von vielen Wildtieren. 
Hinzu kommt die ökologische 
Bedeutung des Waldes. An der 
gestrigen Veranstaltung wurde 
jedoch klar: Der Druck auf den 
Wald steigt zu schnell. Damit er 
die wichtigsten Funktionen 
auch in Zukunft ausüben kann, 
muss die Gesellschaft ihre An-
sprüche ändern. 

Aus den Fehlern  
der Vergangenheit lernen 
Auf dem Podium unterhielten 
sich Referent und Förster Jür-
gen-Thomas Ernst, Triesenbergs 
Vorsteher Christoph Beck, Prä-
sident des Forstvereins Gerhard 
Konrad sowie Regula Imhof, 

Leiterin des Amts für Umwelt, 
über die Herausforderungen 
und den Handlungsbedarf.  

Dieser steigt mit dem zu-
nehmenden Verlust an Biodi-
versität, dem fortschreitenden 
Klimawandel und der mangeln-
den Naturverjüngung. Gerhard 
Konrad brachte es schnell auf 

den Punkt: «Ich bin überzeugt, 
der Wald wird immer da sein. 
Er wird sich aufgrund des Kli-
mas verändern und anpassen. 
Ich bin aber nicht überzeugt, 
dass er Schritt halten kann, so 
wie wir es brauchen.»  

Die Herausforderungen sind 
komplex. Doch man will auf die 

wichtigen Erkenntnisse aus der 
Vergangenheit aufbauen, denn 
dass der Wald heute in einem 
schlechten Zustand ist, ist men-
schengemacht. Lange Zeit wur-
de er übernutzt und gerodet. 
Als Ersatz wurden die Fichten 
angebaut. Deshalb gibt es heute 
viele Monokulturen, die anfäl -

lig für Krankheiten und Umwelt 
sind – statt gesunder, wider-
standsfähiger Mischwälder. Be-
treffend künftiger Holznutzung 
meinte Imhof: «Die forstlichen 
Eingriffe sollen dem Minimum-
prinzip folgen.»  

Für die Gemeinde Triesen-
berg ist vorwiegend die Schutz-

funktion des Waldes wichtig. 
«Ohne ihn hätte unsere Ge-
meinde ein Problem. Wir müs-
sen auf ihn achten», sagte 
Christoph Beck. Während der 
Diskussion merkte Gerhard 
Konrad kritisch an, dass er zwar 
Waldreservate begrüsse, «aber 
ich sehe es nicht ein, weshalb 
Waldflächen für Firmen zur 
Verfügung gestellt werden, da-
mit sie ihre CO2-Bilanz verbes-
sern können.»  

Einen Mittelweg  
gehen 
Das Publikum wurde an der Po-
diumsdiskussion mit eingebun-
den. Ein Gast wollte genauer 
wissen, wie die CO2-Kompen-
sation gehandhabt wird. Regula 
Imhof sagte, dass dafür nicht 
Flächen vom Wald, sondern 
eher von der Landwirtschaft 
verwendet werden.  

Anlässlich der Diskussion 
wurde klar, dass die Vorstellun-
gen teilweise unterschiedlich 
sind. Wie viel Totholz soll lie gen 
bleiben? Wie viele Waldschutz-
gebiete sind notwendig? 
Schliesslich war man sich auf 
dem Podium einig, dass ein Mit-
telweg der sinnvollste sein wird. 
«Das ist sicher ein gutes Rezept. 
Denn es gibt einige Interessen-
konflikte. Deshalb ist es wichtig, 
dass immer wieder das Ge-
spräch gesucht wird», sagte Mo-
nauni in ihrem Schlusswort. 

Den Wald schützen und gleichzeitig den gesellschaftlichen Ansprüchen gerecht werden: Die Podiumsteilnehmenden waren sich einig, dass 
ein Mittelweg gefunden werden muss. Bild: Daniel Schwendener
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